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Zum Ausbau der Windkraft im Paderborner Land nimmt erneut Jürgen Baur von der Dahler Windinitiative Stellung

¥ Betrifft: Zum Stand der Dis-
kussionen um weitere Wind-
räder in der Region nimmt er-
neut Jürgen Baur, Sprecher der
Dahler Windinitiative, Stel-
lung unter der Überschrift
„Eine Zwischenbilanz in tur-
bulenten Zeiten“.

Die aktuellen Meldungen
über die Windindustrialisie-
rung im Kreis Paderborn über-
schlagen sich: Die Meinungs-
äußerungen von Kommunal-
politikern widersprechen sich
quer über alle Parteilinien hin-
weg. Die Bürgermeister der
Kommunen (Borchen, Lichte-
nau, Paderborn) kommen sich
mit ihren Windkraftplanungen
gegenseitig ins Gehege. Meh-
rere kritische Bürgerinitiativen
versuchen vergeblich, die be-
rechtigten Interessen der An-
wohner ins Spiel zu bringen.
Und der Kreis Paderborn ge-
nehmigt vorbehaltlos alle An-
träge, die auf den Tisch kom-
men. In diesen turbulenten Zei-
ten empfiehlt sich eine vorsich-
tige Zwischenbilanz:

(1) Trügt der Eindruck oder
werden Begriffe wie „die Ener-
giewende“ zunehmend zu Leer-
formeln, weil überhaupt nur
noch wenige Experten wissen,
was sich dahinter verbirgt? Die

zahlreichen ungeklärten Fragen
(Stromspeichersysteme, Ver-
sorgungssicherheit, Klima-
schutz usw.) lassen erkennen:
Für eine rationale Energiewen-
depolitik und in diesem Zu-
sammenhang für den Ausbau
der Windenergie gibt es bislang
weder ein schlüssiges politi-
sches Konzept noch ein poli-
tisch durchdachtes Projektma-
nagement.

(2) Wenn dem so sein sollte,
empfiehlt sich zunächst einmal
Zurückhaltung hinsichtlich ei-
ner bedenkenlosen Genehmi-
gung und Errichtung von im-
mer mehr und immer höheren
Windkraftanlagen in unmittel-
barer Nähe von Wohngebieten.
Die Forderung richtet sich vor-
rangig an die Stadtplaner und
an die Kommunalpolitiker, die
gehalten sind, ihre Entschei-
dungen im Interesse der Be-
völkerung gut informiert zu be-
gründen.

(3) Von den Stadtplanern so-
wieso, aber auch von den Kom-
munalpolitikern darf man ver-
langen, dass sie mit den recht-
lichen Vorgaben für die zur De-
batte stehenden Windkraftpro-
jekten vertraut sind. Dass für die
in Außenbereichen privilegier-
te Errichtung von Windkraft-
anlagen „substanziell Raum“ zu

schaffen ist, dürfte inzwischen
allgemein bekannt sein. Diese
Rechtsnorm schränkt zwar die
Entscheidungsspielräume auf
der kommunalpolitischen Ebe-
ne beträchtlich ein. Dennoch
sind sie nach wie vor gegeben,
zumal nicht einmal das Bun-
desverwaltungsgericht eindeu-
tige Vorgaben machen kann.
Wer also jede zurückhaltende
Windkraftplanung zum Schutz
der Anwohner als „Verhinde-
rungsplanung“ bewertet, ist
unzureichend informiert und
handelt sozialpolitisch unver-
antwortlich.

(4) Ohne externe Gutachter
kommt heutzutage keine kom-
munale Windkraftplanung
mehr aus. Nun ist es zwar ver-
ständlich, dass externe Berater
im Sinne ihrer jeweiligen Auf-
traggeber begutachten und be-
werten (denn sie wollen sich
nicht den Ast absägen, auf dem
sie sitzen). Gleichwohl darf von
ihnen zumindest erwartet wer-
den, dass sie die juristischen und
planerischen Entscheidungs-
spielräume klarlegen, gegebene

Alternativen aufzeigen und da-
bei auch dem Anwohnerschutz
den ihm gebotenen Stellenwert
einräumen.

(5) Das heißt auch, dass die
Kritik der orts- und sachkun-
digen Bürger und Bürgerver-
treter an vermeintlich „alter-
nativlosen“ kommunalen
Windkraftplanungen nicht
leichtfertig als „nicht zielfüh-
rend“ abgetan werden darf. Na-
iv ist ebenfalls die Vorstellung,
wonach die einen (die Planer,
Gutachter, Kommunalpoliti-
ker) mit großer Sachkunde ar-
gumentieren, während die an-
deren (die Vertreter von Bür-
gerinteressen) bloß „emotio-
nal“ reagieren würden. Denn
vor dem Hintergrund der kom-
plexen Problemkonstellationen
der Wind-Energiepolitik hat
sich jene Vorstellung längst
überholt, wonach eine „unkun-
dige“ Bürgerschaft der einsei-
tigen Aufklärung durch allein
„kundige“ Planungsexperten
bedürfte.

(6) Die kommunalen Wind-
kraftplanungen folgen durch-
weg dem Muster: Möglichst
viele Windkraftanlagen mög-
lichst weit draußen in den Vor-
orten und an den Gemeinde-
grenzen in der Absicht, die
Konflikte mit der eigenen (in-

nerstädtischen) Bürgerschaft
möglichst klein zu halten.
„Grenzkonflikte“ mit den
Nachbarkommunen sind da-
mit vorprogrammiert. Stellt sich
mithin auch die Frage nach der
Verantwortung des Kreises Pa-
derborn als „übergeordnete“
Genehmigungsbehörde: Darf
sich dessen Umweltamt auf Ge-
nehmigungsverfahren be-
schränken, oder müsste sich
nicht gerade der Kreis – wer
sonst? – vermittelnd und ko-
ordinierend in die kommuna-
len „Grenzstreitigkeiten“ ein-
mischen? In den turbulenten
Auseinandersetzungen um den
weiteren Ausbau der Wind-
kraft wäre also schon viel ge-
wonnen, wenn die Planer, Be-
rater und Kommunalpolitiker
zu ihrer eigenen sozialpoliti-
schen Verantwortung stehen
würden. Dabei muss gelten: So-
lange das politische Projekt
„Energiewende durch Wind-
energienutzung“ nicht rational
zu Ende gedacht ist, muss dem
vorsorgenden Anwohnerschutz
höchste Priorität eingeräumt
werden, wenn es um verant-
wortungsvolle Planungen und
Entscheidungen auf kommu-
naler Ebene gehen soll.

Jürgen Baur
33100 Paderborn

Alternativen
aufzeigen
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¥ Betrifft: „Grundschulen
brauchen nach Fusion mehr
Platz“ in der NW vom 2. März.

Entgegen den Ausführungen
im Artikel möchte ich deutlich
machen, dass der Schulumbau
der beiden Neuhäuser Grund-
schulen nicht Folge der Fusion
ist!

Der Schulumbau ist längst
überfällig, weil unsere Kinder
der Bonhoefferschule schon seit
ihrem Einzug vor 16 (!) Jahren
in viel zu kleinen Räumen un-
terrichtet werden (die Räume
waren ursprünglich für eine

Förderschule mit kleinen Klas-
senzimmern gebaut). Neuen
Raumbedarf hat die Bonhoef-
ferschule dringend durch den
„Gemeinsamen Unterricht“
(„Gemeinsames Lernen“).

Der Umbau im Bestand wur-
de der Bonhoefferschule 2014
mündlich zugesagt, weil beim
Bau der neuen Turnhalle die be-
reits vom Rat der Stadt Pader-
born beschlossenen Räume für
das „Gemeinsame Lernen“ nicht
berücksichtigt wurden. Des-
halb findet der Unterricht teil-
weise in angemieteten Contai-
nern statt. In der Bonhoeffer-

schule werden mittlerweile 40
Prozent der Kinder in der Of-
fenen Ganztagsgrundschule
betreut. Um dieser Entwick-
lung zu begegnen, wird auch
hierfür dringend Platz ge-
braucht. Die aktuelle Planung
sieht für diesen Zweck multi-
funktionale Räume vor.

Dass die derzeitigen Umbau-
pläne auch der geplanten Fu-
sion Rechnung tragen, ist na-
türlich sinnvoll und nachvoll-
ziehbar. So werden zwei Maß-
nahmen durch eine wirtschaft-
liche Investition realisiert. Die
Beantragung eines Sperrver-

merkes ist insofern auch nicht
zu verstehen, da ein Schulum-
bau auch ohne Fusion mit der
Heinrichschule für die Bonho-
efferschule dringend erforder-
lich ist!

Die Sorge der CDU-Frakti-
on, dass durch eine Zusam-
menlegung beider Grundschu-
len zu einer Gemeinschafts-
schule Schüler verloren gehen,
halte ich für nicht begründet.
Zeigt nicht die Bonhoeffer-
schule bereits seit vielen Jah-
ren, dass alle Konfessionen ih-
ren festen Bestandteil im Schul-
alltag haben können und die

Kinder von dieser Gemeinsam-
keit profitieren?

Ist es nicht auch an der Zeit,
dass alle Neuhäuser Grund-
schulkinder die Möglichkeit
bekommen, in einer gemein-
samen Schule in einem Gebäu-
de endlich ein „Wir-Gefühl“ zu
entwickeln und die gegenseiti-
gen Vorbehalte von Schülern
und Eltern der jeweiligen Schu-
le ein Ende haben? Ich finde
schon!

Dörte Bohne
Schulpflegschaftsvorsitzende

Bonhoefferschule
Schloß-Neuhaus
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¥ Betrifft: Diskussion um die
Einführung eines City-Mana-
gers für Paderborn.

Seit Jahren wird, zu Recht,
darum gekämpft, die Paderbor-
ner Innenstadt und deren Ein-
zelhandel attraktiver zu gestal-
ten bzw. vor dem „Ausbluten“
zu bewahren. Vieles wurde aus-
probiert bis hin zum Einzel-
handelskonzept, dass, so scheint
es zumindest bisher, nichts an-
deres erreicht hat, als im Au-
ßenbereich Leerstände zu er-
zeugen und im Zentrum ein alt-
eingesessenes Geschäft zu ver-
treiben.

Nun wird erwogen, die Lö-
sung der zugegebenermaßen
schwierigen Problematik einem
City-Manager anzuvertrauen.
Diese Idee mag faszinierend
sein, neu ist sie nicht. Mehr-
fach in Deutschland auspro-
biert, musste festgestellt wer-
den, dass so ein City Manager
in aller Regel schon daran schei-
tert, dass er keine Kompeten-
zen hat, keine gewonnenen Er-
kenntnisse selbst durchsetzen
kann.

Sollte er, wie offenbar in Pa-
derborn erwogen von Einzel-
handelsverband, Werbege-
meinschaft und Wirtschafts-
förderungsgesellschaft getragen
werden, dann stellt sich die Fra-
ge, warum es diesen Organisa-
tionen nicht schon bisher selbst
gelungen ist, das Problem, wenn
schon nicht zu lösen, dann doch
wenigstens ansatzweise in den
Griff zu bekommen.

Will man also mit diesem
Instrument etwas Nachhaltiges
erreichen, dann sollte die Po-
sition schon direkt beim Bür-
germeister und dessen hoffent-
lich gegebener Durchsetzungs-
stärke angesiedelt sein, denn er-
folgreich kann ein City-Mana-
ger, wenn überhaupt, wohl nur
dann sein, wenn er mit den be-

stehenden Organisationen auf
Augenhöhe arbeiten kann. Soll-
te dies alles gegeben sein, stellt
sich noch die Frage, wie es denn
gelingen soll, das Kaufverhal-
ten der Bürger aus nah und fern
zu beeinflussen. Seit Jahren klagt
der Einzelhandelsverband zu
Recht über die zunehmende
Bedeutung des Internethandels
und stellt fest, dass dagegen et-
was unternommen werden
müsste. Erfolg, so denn etwas
(was?) unternommen wurde,
gleich Null; im Gegenteil, die-
ser Bereich wächst und wächst,
ob nun mit oder ohne City-Ma-
nager.

Hätte dieser etwa das Ge-
zerre um das Mariengässchen
verhindern können, hätte er das
Problem „Busse in der Innen-
stadt“ lösen, d. h. diese auf den
Ring verlegen können, wäre er
in der Lage gewesen, die At-
traktivität der Bahnhofstraße zu
verbessern, hätte er die Bahn
und alle weiteren Protagonis-
ten veranlassen können, dort
etwas zum Wohle der Innen-
stadt zu verändern? Der hierfür
erforderliche Gestaltungswille
der politischen Gremien und die
dazu gehörende Durchset-
zungskraft gegenüber der Ver-
waltung scheinen zu fehlen. Die
kürzlich in einem Leserbrief ge-
stellte Frage, warum man ei-
gentlich zum Einkauf in die
Stadt fahren soll, ist vielleicht
etwas überzogen, sie hat jedoch
einen wahren Kern.

Trotz alledem gilt sicher auch
hier: „Versuch macht ,kluch’“!
Man sollte sich nur keine Wun-
der von der Einrichtung einer
solchen Position versprechen.
Sicher weiß der Rat, warum er
die entsprechende Beschlussla-
ge aus Zeiten der Jahrtausend-
wende noch nicht hat umset-
zen lassen – oder?

Thomas Herold
33100 Paderborn

»Keine Wunder
versprechen«

»Auf Augenhöhe
arbeiten«
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¥ Betrifft: „Mini-Jobs sind
weiblich“ in der NW vom 9.
März.

Anlässlich des Internationa-
len Frauentages beklagten Be-
sucherInnen im Paderborner
Rathaus die „Ungleichheiten
zwischen den Geschlechtern“.
Gleichstellungsbeauftragte
Dagmar Drüke äußerte Unfass-
barkeit darüber, „dass wir in 100
Jahren nicht weiter gekom-
men“ seien. Abschließend zi-
tiert der Artikel Gender-Exper-
tin Ulrike Schultz, die von „viel
Handlungsbedarf“ gesprochen
habe. Aber in welcher Rich-
tung?

Verweist man darauf, der
Gedenktag 1917 habe mit dem
Streik russischer Textilarbeite-
rinnen begonnen, muss man
sich auch klarmachen, unter
welchen Bedingungen dies ge-
schah. Sind wir heute (noch im-
mer) in einer vergleichbaren Si-
tuation?

Ich glaube ja, denn in ihren
Forderungen nach Gleichstel-
lung verweisen die zitierten
Stimmen, damals wie heute al-
lein auf politische und wirt-
schaftliche Ungerechtigkeiten.
Das Thema des Treffens im Rat-
haus sollte aber laut Ankündi-
gung Gleichberechtigung „in
allen Lebensbereichen“ sein.

Sind denn Frau und Mann
gleichberechtigt, wenn sie die-
selben Rollen einnehmen? Hier
möchte ich den Referentinnen
empfehlen, doch einmal die
Frauen selbst zu fragen. Und
zwar die, die es sich nicht er-
lauben können, an einem
Samstag ein politisches Forum
zu besuchen, weil sie minder-
jährige Kinder und/oder kran-
ke Angehörige zu versorgen ha-
ben.

Kann es denn sein, dass man
Kinder ganztägig in die Kita und
altersschwache Eltern ins Al-
tenheim schicken muss, um sich
finanziell über Wasser halten
und seine politischen Interes-
sen wahrnehmen zu können?
Sind wir gleichberechtigt, wenn
wir dasselbe Netto auf dem
Kontoauszug haben?

Die meisten Konsumgüter,
für die wir Frauen uns heute in
Führungsetagen katapultieren
(und uns damit von der Wirt-
schaft politisch ebenso ent-
mündigen lassen wie die russi-
schen Arbeiterinnen), brau-
chen unsere Familien nicht. Was
wir brauchen, ist vor allem mehr
Zeit füreinander. Darum haben
Mini-Jobs – egal ob für Män-
ner oder Frauen – durchaus ih-
re Berechtigung. Sonst sitzen wir
zwar im Alter auf einem Hau-
fen Geld, aber es wird niemand
mehr da sein, der sich – außer
für Bezahlung – um uns küm-
mert.

Wir sind also in 100 Jahren
wirklich nicht weitergekom-
men, weil wir noch an densel-
ben macht- und geldorientier-
ten Strukturen kleben, die eine
sozialverträgliche Entfaltung
geschlechtsspezifischer Inte-
ressen verhindern. Eine er-
nüchternde aber realistische
Feststellung.

Angela Koch
33129 Delbrück

»Mehr Zeit
füreinander«

Leserbriefe geben ausschließ-
lich die Meinung des Verfas-
sers wieder. Die Redaktion be-
hält sich sinnwahrende Kür-
zungen vor. Fassen Sie sich bit-
te kurz. Anonyme Zuschriften
werden nicht berücksichtigt.

»Die Frauen
selbst fragen«
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¥ Betrifft: „Minijobs sind
weiblich“ in der NW vom 9.
März.

Dass es in Genderfragen viel
zu diskutieren gibt, zeigt auch
die Begehung des internatio-
nalen Frauentages in Pader-
born. Das Rathaus öffnet seine
Toren und viele interessierte
Bürgerinnen und einige Bürger
halten Einzug, um miteinander
zu diskutieren und sich auszu-
tauschen. Im Mittelpunkt stand

die Berufstätigkeit der Frau im
europäischen Vergleich.

Zum gefühlten Hundertsten
Mal wurde die Vereinbarkeit
von Kind und Beruf durch fle-
xiblere Arbeitszeiten und ein
Ausbau bedarfsgerechter Kin-
derbetreuung gefordert. Die
Forderung besteht zu Recht,
auch nach dem 100sten Mal hat
sie nichts an ihrer Berechti-
gung verloren. Nur eins hat man
nicht verstanden, dass diese
Forderung eine Forderung nach

FAMILIENFREUNDLICH-
KEIT ist und keine klassische
FRAUENforderung. Spätestens
als Bürgermeister Dreier stolz
verkündete, dass im neuen Ver-
waltungsgebäude eine Kinder-
tagesstätte mit großzügigen Be-
treuungszeiten vorhanden sei,
damit die jungen FRAUEN ih-
rer Arbeit besser nachkommen
können, war klar: Bürgermeis-
ter Dreier hat es zumindest nicht
verstanden. Kinder sind eine
gesellschaftliche Aufgabe und

nicht die alleinige Aufgabe für
Frauen.

Auch Herr Dreier schiebt den
Frauen den Kinderschuh zu und
wundert sich aber, dass der Kar-
riereschuh zunächst im Regal
stehen bleibt.

Es ist zu befürchten, dass Herr
Dreier nicht der einzige ist, der
nicht verstanden hat, dass auch
Männer gefragt sind, ihren Mut
zu Familie und ihre Verbind-
lichkeit zu beweisen.

Am 29. Mai ist der soge-

nannte Herrentag. Ein Tag, den
Männer auch dazu nutzen kön-
nen, anstatt Bier trinkend mit
dem Bollerwagen durch die Ge-
gend zu ziehen, politische For-
derungen zu stellen, zum Bei-
spiel: ihre Arbeitszeit und ihre
Verantwortung als Familien-
mensch besser vereinbaren zu
können. Das Rathaus bietet sich
als Veranstaltungsort ganz
wunderbar an.

Elke Süsselbeck
33098 Paderborn
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